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Konstantiındem Großen un den anderen christlichen tieren.
Kaisern Staatskirchegeworden War, INnN! höherer Es 1sSt möglich, daß Kıirche un Staat ı Konkordat ihre

3
unwichtigerer Ziele willen: handelt SIE auch heute, SCEMECINSAME religiöse Überzeugung verkünden; aber 6c$S
und auch Zukunft WIr  d sie sıch VOr derselben Not- annn auch geschehen, daß das Konkordat, anderem,
wendigkeit finden In solchen einzelnen Fällen 1St die den Zweck at; Streitigkeiten iber prinzipielle Fragen
Haltung der Kirche VO Schutz un VO  —$ der Rücksicht- zuvorzukommen und VO  $ Anfang den Konfliktstoff
nahme auf das Gemeinwohl bestimmt, das Gemeinwohl der Weg:  men Wenn die Kirche ihre Unterschrift
Kırche un des Staates den einzelnen Staaten einerselıits ein Konkordat gesetzt at, gilt dieses tür seiNenNn ganzechun andererseits das Gemeinwohl der unıversalen Kirche Inhalt. ber der intiıme Sınn annn gEeEgSENSCILISCKdes Reiches Gottes auf der Sanzen Erde. Für die Ab- Kenntnıis der beiden hohen vertragsschließenden Parteıien
Wagung des Für un Wider bei der Behandlung der abgestuft SCIN, CT annn eine ausdrückliche Billigung bedeu-
„quaest!ı factı“ gelten dabe; für die Kırche keine anderen ten, aber ST annn auch 1ine einfache Toleranz aussprechenNormen als die, welche WILr schon trüher für den katho- vemäß N:  n beiden Prinzıpien, die die Norm für dasX  n ischen Juristen un Staatsmann aufgezeigt haben, auch Zusammenleben der Kırche un: ıhrer Gläubigen ME denEL  Z aAsdie höchste und letzte Nstan7z angeht. Mächten un Menschen anderer Überzeugung bilden.

Das 1SE CS, geliebte Söhne, W as Wır MIt euch ausführlich
VII behandeln wollten. Im übrigen vertrauen Wır darauf,

Was Wır 1er dargelegt haben, annn für den katholischen daß die internationale Gemeinschaft jede Gefahr e1N€ES

Krieges bannen und den Frieden festigen kann: w as dieJuristen un Politiker auch wichtig werden, wenn be] Kirche betrifft, daß Sie imstande sein wırd ıhr überall
seiınen Studien oder bel der Ausübung se1ines Berufes i freie Bahn garantıeren, damıt S1Iie Geist unKontakt Mi1It den UÜbereinkünften (Konkordaten,Ver- Herzen, Denken un Handeln der Menschen das eich
tragen, Konventionen, modus vivendi USW.) kommt, die dessen begründen kann, der der Erlöser, der Gesetzgeber,die Kirche (d schon SeIt langem derApostolische Stuhl) der Rıchter, der Herr der Welt IST, Jesus Christus; der
mit souveranen Staaten 1ı der Vergangenheit abgeschlos- Gott, der ber alle Dinge hochgelobt 1St Ewigkeit
sen hat un heute noch abschließt. Die Konkordate sind (Röm 9,für S1C ein Ausdruck der Zusammenarbeit zwischen Kırche WÄährend Wır inzwıschen CUIEC Arbeit MItTt nseren er-
und Staat S1e kann prinzıpiell gemäfß der Thesis,

N
lıchen Wünschen für das größere Wohl der Völker und

völlige Trennung der beiden Mächte ıcht gutheißen Dıie die Vervollkommnung der internationalen Beziehungen
Konkordate ussen der Kırche also sichere rechtliche begleiten, erteilen Wır euch als Unterpfand der reichsten
un faktische Lebensbedingungen dem Staat, MI dem göttliıchen Gnaden AUS überströmendem Herzen den Apo-
S1E abgeschlossen sind siıchern und ıhr die völlige nab- stolischen egen

Hırtenworte 11  a die Zeit
L

Einzelmenschen vOoraus, und dieser sCe1 DUr der (ze-Aufgaben und Grenzen der Staatsgewalt meinschatt willen da So der selbstherrliche (auto-ıne Stellungnahme der iin Fulda versammelten nome) Mensch der den Bindungen entfliehen wollte,deutschen Bischöfe die Knechtschatt alles beherrschenden cselbstherr-
Auf sSeiner Jahreskonferenz Fulda hat der deutsche lichen Gemeinschaft, des Kollektivs.
Episkopat ZUT rage der Aufgaben un Grenzen der Die Anfälligkeit für kollektivistische und totalıtäre Ideen
Staatsgewalt ı besonderen Schreiben Stellung TC- WIrLr  d politisch besonders gefährlich einer Zeıt,
nOoMMEeN, das Oktober veröffentlicht ayorden 1sE Da ohnehin die Tätigkeit des Staates ein zroßes Ausmaß
die Verlautbarung D“ON den Bischöfen ausdrücklich als un entscheidenden Einfluß hat“
Lehrschreiben bezeichnet ayırd das ZUT Grundlage für die (Pıus XIIL, 274 12 44) Wır sehen bei den modernen Staa-
staatspol:tische Erziehung der Gläubigen dienen soll DE ten, wıe sie ıhre Zuständigkeit ı mehr ausdehnen
ben WL7r S$21E vollem Wortlaut zuieder: und MI1T ihren Aufgaben wEeit den Bereich des Privaten
urch UNsefe eıt gehtein Zug zum Kollektivismus. eindringen Eın wWwEeIit verbreitetes Streben nach sozıialer
Damit ı1St JeENE entfartete Gesellschaftsordnung bezeichnet, Sicherheit un staatlicher Versorgung arbeitet dem all-
die den einzelnen aufgehen läßt ı alles beherr- m Totalitätsanspruch des Staates die Hände
schenden Ganzen un die Personenwürde des Menschen Viele suchen die Verantwortung un: das Einstehenmüssen
bedroht. Der allgemeine 50g ZUrTr Vermassung würde ıcht für sıch selbst auf die Behörde oder auf die Ofentlichkeit

viele mM1tgeZzOogEenN haben, WenNnn ıcht eine innere Ent- abzuwälzen Dıie Folge der Staat wird überlastet un
wertung des Menschen schon VOTAUSSECHANSCH W are durch sCeINCN eigentlichen Aufgaben gehemmt. Wır 155en noch
die relig1öse Entwurzelung un deren Folge die Ver- allzugut, w 1e e1in handlungsunfähiger, seinen polıiti-

_materialısierung Der modernen technischen Zeitalter schen Entscheidungen geschwächter Staat den Diktator
AauSs alten Bindungen losgelöste, VOTL allem durch den Ab- geradezu herbeiruft. In der Botschatt den Wiıener
fall VO  — Gott innerlich entwurzelte Mensch MG Katholikentag (14 September 1952; vgl Herder-Korte-
tiefe Unsıicherheit Er sucht nach Halr un Zusam-j spondenz Jhg.5 bezeichnete der Heıiliıge Vater als
menhalt Die kommandıerte Zwangsordnung des Kollek- ine der wichtigsten Aufgaben der soz1i1alen Aus-
1V1SMUS 1STt en trügerischer Kurzschluß uauf eine einandersetzung Schutz des Einzelnen und der Famailılie
ftalsche Gesellschaftslehre: Die Gemeinschaft gehe dem VOLr dem Sog, der S1E eine allumftfassende Sozialisierung
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übegragende Autorität ı1m iırdischen Bereich (suprema

wäre.“ S  S SU:  O ordine). Er hat das Vorrecht,; Gesetze
Diesem 5Sog ZU Kollektivismus gegenüber gilt 6cs für die erlassen, die alle 1 Gewissen verpflichten und eren
Funktionen des Ganzen und der Glieder die unveränder- Befolgung Umständen M1 Zwangsgewalt durch-

Yıche Wesensordnung herauszustellen. Darum befragen WILr en.
die christliche Soziallehre über die Aufgaben des Staates 2  aber den Interessen der Einzelnen un: Gruppen, ber
und die Grenzen der Staatsgewalt. Es geht den Men- Fabriken un Banken, über Vereinen un: Verbänden
schen, die Freiheit un: die Selbstverantwortung der soll also eiIiNeEe Nstanz geben, welche die übergeordnete
Persönlichkeit Wır verteidigen dabei auch die Freiheit Einheit des Ganzen reprasentiert un die Belange des
der Gemeinschatfen Staat un die Freiheit der Kirche, höheren sittlıchen Gutes D  9 nämlich das Gemeıin-
die VO:  »3 der Ordnung des Staates mitberührt wırd Wır ohl Ja, die irdisch natürlichen Bereich die Hoheit X
sprechen ıcht zuletzt tür den Staat selbst, dessen end- Gottes darzustellen hat „Die Regierungsgewalt 1ST gleich-
gültige Verfassung noch schaften 1STt „Wenn der Herr Sa eine eilnahme der Weltregierung und Herrscher-
das Haus iıcht baut, arbeiten die Bauleute vergebens macht Cottes (Leo 111 Enzyklika Diuturnum) So
(Ps F27 1) Soll das Werk Bestand haben, mMu es auf schreibt der Apostel Römerbrief Die Staatsgewalt
dem Grund der gottgegebenen natürlichen Ordung auf- 1ST für CGottes Dienerin ZUuU (suten icht
gebaut se1in.,. führt sie das Richtschwert Sıe 1St Dienerin Gottes

un vollstreckt Stratfe em, der B  Ooses £Lut. Deshalb
MuUu INan ıhr SC1MHN, nicht NUur aus Furcht VOTLT der

Die sittliche Hoheit und Würde des S taates enn BeamteStrafe, sondern des Gewissens willen
Der Staat ı1SE vielen Fremdes. icht WEN1ISC erleben Gottes sind die, welche diesem Dienst obliegen“ (Röm
ıhn NUfr als 116 Macht, die ihre Freiheit stÖft, ıhnen eld 13 So 15€ der Staat der irdisch-natürlichen Ord-
abnimmt un Lasten auferlegt Viele w1ssen nicht, daß Nnung die höchste Autorität Aus sC1INer Macht euchtet
Zzu Staat cht DUUr Verwaltung und Obrigkeit gehören, ein Abglanz VO Gottes Herrschermacht und Mayjestät
sondern VOLr allem das polıtisch geordnete olk die Bür- Ihm sind Machtvollkommenheiten gyegeben, WI1e€e sS1ie keiner
SCr selbst! Staat bedeutet die MIiIt oberster Autoritäts- anderen weltlichen Gewalt zukommen TSt Lichte des
gewalt ausgestattete umtassende Gemeinschafsform für Christentums erkennt die Staatsgewalt ıhre tiefste Be-
die Menschen bestimmten Gebietes. gründung und sittliche Größe Sıe 1ST VO  n} Gott angeord-
Die sittliche Würde des Staates 1SE seinem Ursprung un: Net, damit S1C ıhres Amtes walte als „Gottes Dienerin

un Stellvertreterin, als oberste Whahrerin und Förderinseinem hohen siıttlichen Z weck begründet Er 1St weder
eine Ausgeburt des Bösen, eine Folge der Sünde, noch die des Gemeinwohls, als Repräsentantin der Einheit des Vol-
höchste Verkörperung des Göttlichen auf Erden und ab- kes Sıe 1ISt der H  uter des Rechtes, Wächter ..  ber Ordnung
soluter Selbstzweck Hegel); weder das willkürliche un Sicherheit Anwalrt und Gerechtigkeit, damıt jedem
Produkt der Gewalt VON Machthabern, noch 1St für ıh das Seine zukommt un die Lasten gerecht verteılt WEer-

den Sıe 1STt der unparteıliche Schiedsrichter, der Schützerder Volkswille letzte Rechtsquelle un Richtschnur für die
Ausübung der Staatsgewalt (Rousseau) Der Staat gehört der Schwachen un Fürsorger der Hilfsbedürftigen, ein

vielmehr der VO! Schöpfer gewollten sittliıchen Welt- Machthaber, der w eliser Selbstbeschränkung andere Le-
ordnung VW ıe Gott der Ursprung der Soz1ialnatur des ensrechte achtet un alles Wertvolle Öördert.
Menschen IST, IST er auch die Ursache des Staates un S1e 1ST 1aber auch machtvolle Autorität INIL Befehlsgewalt,
der Staatsgewalt 1US XII Sagt der Weihnachtsbot- Zwangsgewalt und Sühnegewalt, M1 der Befugnis,
schaft VO 24 12 1947 Erste Ursache un: tietste Namen Gottes gebieten und das Schwert führen,
Grundlage menschlichen Einzel- un:! Gemeinschafslebens die strafende Gerechtigkeit vollziehen. Ihr steht
1SE Gott, der Schöpfer der ehelichen Urgemeinschaft, der Z alle Vergehen ahnden, die sich die Ööftent-
Quellgrund der Familie und der Gemeinschaft des Volkes ıche sıttliche Ordnung richten.
und der Völker. CC Und Leo 111 der Enzyklika Im- Das Gebot gebietet auch der politischen AÄAutorität BC-
mortale De: „Keine Gesellschaft annn bestehen, wenn genüber Ehrfurcht un Gehorsam Seid des Herren

die einzelnen ZUuUnıcht der Spiıtze steht, der wiıllen jeder menschlichen Obrigkeit etr.
SCem  en Ziel hinordnet: darum ergibt siıch auch für 13) Wır ehren die Vertreter des Staates Wır achten
die staatlıche Gemeinschaft die Notwendigkeit e1l- die staatliıchen Symbole, aber WIT treiben damıirt keinen
tenden Autorität. Und diese hat, w Iie die Gesellschaft Götzendienst! Der Christ verabscheut jeden Staatskult Üselbst, der menschlichen Natur un zuletzt und auch jeden ZUr Ersatzreligion hinaufgesteigerten
Gott ıhren Ursprung Daraus folgt, daß die staatliche „Patrıotismus“. Unsere Achtung gegenüber dem Staat un:
Gewalt, sich betrachtet, NUur vVon Gott sCcC11N ann. ‚Es seinen Zeichen gilt seinem hohen sittliıchen Rang als dem

obersten Schirmherr des Gemeinwohls.xibt keine Gewalt, außer VO Gott‘ (Röm 13
Die Sorge die Wohlfahrt des Ganzen 1STE dem Staat Wenn der Staat Macht mißbraucht, STUFrZTt VvVon
anvertraut. Dieses Gemeinwohl“ 1St ein hoher sıttlicher seiner She un schändet sıttliıche Würde
Zweck 1US XII Sagt dem Weltrundschreiben u  ber
den christlichen Staat 1939 Es 1St also das auszeichnende I1
Vorrecht un: die hohe Sendung des Staates, die prıvate
Tätigkeit der Einzelnen ı nationalen Leben über- Die Grenzen der Staatsgewalt
wachen, Öördern un ordnen,. s1ie einheitliıch auf Die katholische Sozijallehre führt Zweifronten- A
das allgemeine Wohl auszurichten.“ kampf sowohl die EINSEILISE Überbetonung der
Der VO  e} Gott kommende Ursprung und Auftrag des Gemeinschaft den sozialıstischen und faschistischen

177



'#  A  y Bn z E. NF DE, F  39 %yr v?‘x7% <« E  Ma AA  En
\n E ‘Ö K

Systemen destotalitären Staates WI1eauch die e1in- ergänzend,hilfeleistend. Ein Zentralismus, alles
se1t1ge Betonung der Privatrechte i Liberalismus. Wır VO  3 oben geschieht un: die Selbsttätigkeit der Glieder

erleben heute besonders deutlich die EINSCILLSE ber- verkümmert, ı1St damıit unvereinbar. Er widerspricht dem
Za bewertung der Gesellschaft. Wesenssinn des Staatesun zerstOrt den lebendigen

Aus dem Abbild göttlicher Hoheit ı1ST vielfach eın Un- Organısmus der Gesellschaft.
geheuer VO  $ Machtapparat ZUr Verknechtung der Men- 1US XT bezeichnet das Gesetz der Subsidiarität für die
schen geworden Das 1S% das andere Gesıicht des Staates Sozialordnung als „JEHNCN obersten Grundsatz, dem
der Wirklichkeit der Geschichte Der Mensch 1STt NUur Mıttel'# ıcht rütteln noch deuteln 1STt VWıe dasjenige, W as
Zu alles beherrschenden Staatszweck Dem Moloch der Einzelmensch Aaus eigener Inıtiatıve un MMi1t CIHCNCHN
Staat wiıird alles geopfert, Menschenwürde un Freiheıit, Kräften eisten kann, iıhm ıcht un der Ge-
Wahrheit un Gerechtigkeıit, die Unabhängigkeit des sellschaftstätigkeit ZUZCWI1IESCH werden darf verstößt
Rıichters un die Geistestreiheit der Wissenschaft, Eltern- SCHCNMN die Gerechtigkeit, das, W 4s die kleineren und
recht un Religionsfreiheit Jeder staatsfreie, prıvate Be- untergeordneten Gemeinwesen eisten un ZU guten
7zıirk wırd geleugnet Der absolute Staat erhebt Ende tühren können, f}  ur die weıtere un: übergeordnete
totalen Machtanspruch auf alle Gebiete un auf den gall- Gemeinschaft Anspruch nehmen.
zen Menschen Dıie Willkür der Gewalthaber schafft „Jedwede Gesellschaftsfähigkeit 1St Ja ihrem Wesen un
ständigen Ausnahmezustand der Angst Außerlich herrscht Begriff nach subsıidiär SIC soll die Glieder des Sozial-
uhe un Einheit, aber Innern gart eS, Die Gewalt körpers unterstutzen, dart s1e aber niıemals zerschlagen
züchtet die Lüge und verdirbt den Charakter der Men- oder aufsaugen“ (Qu 79)
schen. An diesem ehernen Grundsatz der Subsidiarität jederHat der „totale Staat erst einmal alle Bindungen Gott Gesellschaftstätigkeit, also auch des Staates, scheiden sich

%
verloren, dann gibt für die Macht keine Hemmung heute die Geister! Er 1SE die Absage jedweden Kollek-
mehr Der gottlose Gewaltstaat wird Zu Ungeheuer, das Er schützt die Freiheit un Personwürde des
erbarmungslos Menschen vernichtet Keın echt un kein Menschen, seın echt auf Eigentätigkeit un Eıgenverant-
(Gesetz schützt VOTr den Häschern der Staatspolizei. (Ge- wOortung, WIeC auch das echt der kleineren Gemeinschaften
walt geht VOT Recht; W as dem Staat nu  9 1St gzut Der egenüber den yroßen, das echt der Famılie un der
gottwidrige „totale Staat“ wırd Zur Macht des Bösen FEltern gegenüber dem Staat

unheimlich totalen Ausmaß. Mıt echt Sagt Die Kehrseite der Subsidiarität heißt Selbstverantwor-
St Augustinus: ‚Reıiche ohne Gerechtigkeit, W as tung und Selbstverpflichtung! Jeder 5l] die Eigenrechte

.4
Sie anders als große Räuberbanden!“ In der Geheimen auch wahrnehmen, für das CISCNC Wohl un das CIBCENCOffenbarung hat Johannes das Ungeheuer beschrieben: Handeln selbst einstehen Es yibt Verantwortungen VOT

“ die gottlose Weltmacht INIT dem gotteslästerlichen totalen dem CIgCENECN Gewissen, die INa  z} nıcht auf andere abwälzen
_ Machtanspruch, Satans Bundesgenosse ZUur Verfolgung der kann Niemand kann den Eltern die Eıgenverantwor-Kırche Es verlangt, daß alle Menschen Macht Cung für 1  -  hre Kinder abnehmen, weder die Kiırche noch
. beten. die Schule Dıie Gliedgemeinschaft 1STt ıcht befugt Hılte

Diesem Zerrbild NC! Staates gegenüber die oben Anspruch nehmen, bevor SIEC nıcht die
christliche Gesellschaftslehre C1iNeE Ordnung, deren Mıt- CISCNCN Mittel EINZESETZT hat
telpunkt der Mensch steht, IMN1L SCINETLT Würde als Person Der Staatsgewalt sind also Grenzen ZeZOBECN, un ZWAr
un seinem Bedürfnis nach Ergänzung durch die Gemeın- durch ıhren Z weck un durch die Rechte anderer. Es gibtschaft Das Wohl der Einzelnen der Gemeıinschaft, das, keine schrankenlose Allmacht des Staates
W 4S WIr das Gemeinwohl NCNNCNMN, 1ST Zweck des Staates., ıne absolute Schranke für die Staatsgewalt 1STt der W ille
Unter Gemeinwohl verstehen WIrLr nämlich INIt 1US C un das (esetz Gottes. Wenn ein staatliches (Gesetz da-
„JCNeE außeren Bedingungen, die der Gesamtheit der Staats- verstößt, 1STE esS unsittlich un: hat keine Gewi1s-
bürger notwendig sind Zur Entfaltung ihrer Anlagen und sen verpflichtende Kraft. „Man muß Gott mehr gyehorchenAufgaben, ıhres materiellen, kulturellen un relıg1ösen als den Menschen Apg 29) Be1 den Fragen der FEheLebens, SOWEIT die hierfür erstberufenen Kräfte der findet die Zuständigkeit des Staates ıhre GrenzenFamlılie un anderer Gliederungen nıcht ausreichen den unveränderlichen Gesetzen Gottes für die Natur-Es bleibt das Zıel alles gesellschaftlichen Lebens, Stets, ordnung der Ehe un der Zuständigkeit der Kirche ur  .unveränderter, heiliger Verbindlichkeit: Entfaltung der den Bereich des Sakramentes.

S Persönlichkeitswerte des Menschen als des Ebenbildes Darum sind auch die gottgesetzten Rechte und PflichtenGottes“ (Pıus XIIL., 12 der menschlichen Persönlichkeit eine Schranke für dieDer Staat ı1STt zZzu Hüter un Wahrer dieses Gemeinwohles Staatsgewalt. Jedoch kann der Staat bestimmte Forde-bestellt. Darum hat alles staatliche Geschehen iıhm die-
NneCNMN. Aus dieser Aufgabe leitet sıch nach dem Wıillen Got- LUuNSCH Haıb un Gut seiner Mitglieder stellen, das

Allgemeinwohl sichern Auch kommt ıhm ZLes Gewalt her. An dieser Aufgabe findet
Autorität aber auch ıhre (srenzen. Der Staat 1STt ıcht Umständen die Freiheit der einzelnen Zu

Schutze der Allgemeinheit einzuschränken. ber dasSelbstzweck sondern höchster Dienst Gemeinwohl
FEs dürtfen die Einzelnen un die kleineren Gemeinschat- Leben un die körperliche Unversehrtheit der Menschen
ten, die sich AUuUS dem freien Zusammenschluß innerhalb vermag der Staat NUr Zur Bestrafung VOIN Verbrechen
der größeren Gemeinschaft des Staates bilden, ihrer verfügen Der Staat hat auch das Recht, VO sCcCiNenN Büuür-
Entfaltung VO Staate nl  cht gehemmt un unterdrückt SErn verlangen, daß sie ihren Beıtrag Zr Verteidigung
werden, sondern SIC sollen gerade durch ıh die bessere seiner Ex1istenz falls diese VO  — ungerechten An-
Möglıichkeit tür die CISCNC Entfaltung finden Den lıe- greifer bedroht wiırd Umständen bis ZU Eınsatz
dern Staat gegenüber 1STt die Staatstätigkeit „subsidiär des Lebens eisten In keinem Falle darf der Staat
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Wegen unMittelngreifen, die i S1' unerlaubtsind, w1e darauf beschränken, diese Bestrebungen schützen,
Zur Tötungunschuldigen un wehrlosen Lebens. schädliche Auswüchse abzuwehren, mit seCe1INCcNMN stärkeren

Der Staat hat das natürliche echt der Famlılie achten, Mitteln helfen un die notwendigen Einrichtungen be-
das dem echt des Staates vorausgeht. Er soll die Famıulıie reitzustellen. Macht sıch der Staat selbst Zu Träger VO

Schulen oder anderen Kulturinstituten, MU. sich VOTrihren sittlichen Grundlagen schützen, ihre soz1alen
Lasten erleichtern helfen. Wo die Famıulie MI ihren räf- jedem Ausschließlichkeitsanspruch hüten.

Eın hohes Gut des Gemeinwohls 1ST die öffentliche Sıtt-ten ıcht ausreıicht oder versagt, der Staat ergänzend
hilfeleistend e1n. Elternrecht yeht VOTr Staatsrecht, darum iıchkeit Hıer dart keine talsche Toleranz den Staat daran
kann kein Schulmonopol des Staates geben. Es x1Dt noch hindern, Macht- un Zwangsmittel anzuwenden,
deutsche Länder, dıe icht bereit sind Aaus der Achtung die zersetzenden Kräfte abzuwehren, besonders die
VOTL der Gewissenstreiheit das Elternrecht anzuerkennen siıttlıche Gesundheıit der Jugend und der Famiılie auf dem
Wıe annn iNan dabei 1 gleichen Atemzug totaliıtäre Spiele steht Schmutz und Schund haben eın sittliches
Methoden des bolschewistischen Systems verurteilen!? Recht, sıch auf den Schutz der Freiheit berufen re1l-
Auch die Rechte anderer Gemeinschaften begrenzen die lıch annn der Staat MI sSC1INCIHN außeren Mitteln die Wur-
Staatsgewalt Di1e Kıirche IST unmittelbar göttlichen Ur- zeln des Übels nıcht erreichen Hıer S1' Staat
Sprungs. Sıe MUu allem, W aSs Z Erfüllung ıhrer über- un Kirche ZAUE Besten des Ganzen
natürlichen Sendung gehört, VO Staate unabhängig han- Be1 seCiNECLr Verantwortung für das materielle Wohl des
deln können. Unbeschadet ıhres grundsätzlichen Selbst- (;anzen wird der Staat VOoNn celbst Zu Wohltahrtsstaat

Hıer IST. die Gefahr zu Überschreiten seiner Grenzenbestimmungsrechtes INnm SIC das Vereinsrecht als Frei-
heitsrecht ı Anspruch. yrößten un tatsächlich der Zug zu Staatssozialismus
Jeder Bürger ı Staat hat das echt un die Freiheit, sich un Kollektivismus auch stärksten Manche csehen
INIT andern Z allen ehrbaren Zwecken sammenz 1iImMmmer noch staatlich dirigierten Planwirtschaft
schließen, SOWEILL das Gemeinwohl dadurch icht gesStOrt das eıl Die Leitung un Inıtiative 1SE zunächst Sache
wird der Wirtschaft elbst, nıcht der öffentlichen Gewalt. Wohl

111 hat der Staat wichtige wirtschaftspolitische Aufgaben
ertüllen, für die Gesamtrichtung Weiısungen Z gebenDie Ordnung der Staatszust digkeit un notfalls IMN1t wirksamen Miıtteln enkend einzugreifen.

Es gibt Aufgaben des Staates, die ihm allein oder ZzZuerst ber er soll nıcht celbst als Unternehmer den Kampf
zustehen Vor allem Schutz un Sıcherheit nach außen, der Interessen hineinverstrickt SC1IN, sondern unabhängig
Autfbau un Wahrung der Rechtsordnung Innern. über dem (GGanzen stehen un verhindern, daß Wirtschafts-
Friede, Sicherheit, rdnung gehören den Grundvor- mächte „Staat Staate werden Eıgene Wirtschafts-
aussetzungen, die ein gedeihliches Zusammenleben und tätigkeit oll der Staat auf die notwendigsten Ööffent-
-wirken der Gemeinschaft erst ermöglıchen. Darum zC- lichen Dienste eschränken Muß aus Allgemeininteresse
hören S1IC auch Zu Grundbestand des Gemeinwohls, das das wirtschaftliche Leben oder Cie Besitzverhältnisse
der Staat gewährleisten soll Zuerst un wesentlıch ı15 der eingreifen, sollen das begrenzte Ausnahmeftälle
Staat Rechtsordnung, „Rechtsstaat“, wenn sıch auch darın bleiben, un das echt dartf dabe; nıcht verletzt werden

Aufgaben iıcht erschöpfen Justitia fundamentum (Entschädigung) Es 1St E unerlaubte Enteignung, über-
FESNOIUM, die Gerechtigkeit 1St das Fundament der höhte Steuern benutzen, die Wirtschaftsmacht des
Staaten! Für diese Schutz- un Ordnungsaufgaben 1St dem Staates auszubauen Die Zusammenballung übergroßer
Staat auch die Machrt vyegeben, aber Rahmen des Rechts Wirtschaftsmacht nıcht, weder priıvat- noch
und Dienste des Staatszweckes staatskapitalistischer and e1ım Staate 1STt S1IC noch
Darüber hinaus zibt Cs C1in e1ites Gebiet VO  3 Aufgaben, gefährlıicher, weıl den Unternehmer Staat nıemand
bei denen der Staat sich MI1It andern die Funktionen der Knechtung der Menschen hiındern annn Das eigent-
teilt. Es sind die Sozjal- und Kulturaufgaben. Ihre urch- ıche soziale Problem 1St damıit nıcht gelöst daß der
führung ı1SE zunächst Sache der einzelnen un der Grup- prıvate Kapitalist auszieht und der staatliche Funktionär

einzieht.pCNnN der Gesellschaft. Der Staat soll diese Tätıgkeiten £tör-
dern und i1n aßRe überwachen, aber diese Erstrebenswertes Ziel mu{ß SC1IN, möglichst vielen Menschen
Aufgaben nıcht selbst sıch reißen Er wird NUur annn Eigentum verhelten.
auch diese Bereiche eingreifen usSSCN, selbst Auf- FEın Betreuungsrecht” des Staates besteht ohne Z weitel.
gaben übernehmen ergänzend, stellvertretend „Gebt dem Kaiser, w as des Kaiısers 1St (Mk Z 17)

ber es hat Grenzen Eigentumsrecht des Eın-falls die Zuständigen s1e nıcht ZUr Genüge erfüllen, das
Gemeinwohl aberS zelnen un der Pflicht des Staates, die Ausgaben Au

}Für das Übergreifen der Staatstätigkeit ı solche Aut- Steuermitteln auf die eigentlichen un VO Gemeinwohl
yabenbereiche sind die Grenzen fließend. Von der grund- als notwendig geforderten Staatsausgaben beschrän-
sätzlichen Einstellung hängt esS aAb ob eiNeE allgemeine ken Steuern sollen nıcht Gemeıineigentum bilden, s1e sol-

len vielmehr helten, Cc1in WEITLZSESTIFCULES PrivateigentumAusdehnung der Staatstätigkeit gewollt un betrieben
wiırd, oder ob SIC NUuUr als eine Ausnahme betrachtet un entstehen lassen. Dıie etizıge Überhöhung der Lasten
sobald als möglich wieder zurückgezogen wird. hat iıhre Ursache, neben den zeitbedingten Nachkriegs-
Auf dem Gebiete der Kulturaufgaben oll der Staat noöten, der ungebührlichen Ausweıitung der Staatsauf-
Zurückhaltung üben und Freiheit lassen Überall gaben. Hıer, bei der Bewilligung der Ausgaben, WAaTtec der
Weltanschauungsfragen mitsprechen, MUu Gewissenstrei- Hebel für eine Beschränkung der Staatstätigkeit 2n

heıt gewahrt bleiben. Dıie Pflege der Kulturgüter 1IST setizen. Wenn CIM Parlament seCin Kontrollrecht über die
erster Linıe Aufgabe der trejen Volkskräfte und ı hohem Ausgaben N!  cht gebührend wahrnimmt, wächst der totalı-
aße auch der Kirche Der Staat WIr  d sıch möglichst Lare Staat auf Kosten der Freiheit des einzelnen. 1€e
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1 die freien aften bı eranSteuerpolitik esS‚entr: A1SMUS
jeinnützigerihreAufgabensind u schonender wortung der lieder und derSelbstverwaltun Stattollten s1e steuerlich behandelt werden. Das gilt für die totaler Verpolitisierung: Primat der Politik! Dıs das

kinderreiche Famıulie VOor allem, aber auch für die gEeME1IN- überragende (wirkliche) Interesse des Gemeinwohls (das
nützıgen Einrichtungen der Kırche Ziel wahrer „Politik“) soll VOLr den Sonderinteressen VO
Dıiıebesondere Fürsorge des Wohltahrtsstaates gehört den Machtgruppen den Vorrang haben,; auch für den Fall, daß
wirtschaftlich Schwachen. Maßnahmen der Sozialpolitik diese den Staat Druck setzen wollen, Finanz-

Is Rechtsschutz der Arbeit und Existenzsicherung sind mächte oder die Industrie, Gewerkschaften oder eine
keine Almosen, sondern C1iNeE Pflicht des Staates A2UusSs sozı1aler Partei. Es gehört gerade den wesentlichen Aufgaben

D e  &. Gerechtigkeit. der Staatsautorität, die Gruppen INIt ıhren Sonderan-
ur  m die Ööftentliche Fürsorge und Wohlfahrtspflege gilt sprüchen das (sanze einzuordnen un: die Ordnung der
ebenfalls der Grundsatz der Subsidiarität. Was die treie Gerechtigkeit sc'qützen. Freilich muß dann der Staat
Fürsorge un Wohltfahrtspflege eisten annn un oft bil- auch über die machtmäßigen Möglichkeiten verfügen,W liger leistet, soll die öffentliche ıcht sıch reißen Es gibt diesen Primat der Politik“ ı allen Fällen durchsetzen
eın staatliches Wohlfahrtsmonopol WIe der totale können Etwas Zanz anderes 1ST die totale Verpolitisie-
Staat weitgehend beansprucht. Dije Clarıtas behält ihre rung! alles wird Z Zankapfel der Politik“ S6

Berechtigung neben der amtlichen öffentlichen Wohlf$fahrt macht un den Streit der Parteıien hineingezogen
Die VO  } AÄAmts geleistete Hıiılfe bedarf notwendig Alles wird Parteisache, auch die elementaren Anlıegen,

Ergänzung durch die menschlicher un persönlicher über dıe eigentlich Streit ıcht gveben dürtte der
wirkende freie Liebestätigkeit Die Kırche verlangt icht CS wiıird Sınne des totalıtären Staates die Staatszustäin-
NUur volle Freiheit für ihre Einrichtungen, SO11- digkeit auf alle Gebiete ausgedehnt
dern, talls der Staat selbst Carıtatıve Anstalten errichtet, Die Höchstzuständigkeit des Staates bedeutet ıcht
auch Förderung AUSsS SÖffentlichen Miıtteln. Das 1St eın Allzuständigkeit!
Verstofßß die Neutralität des Staates, sondern eiNeE Das politische Parlament 1ST überlastet M1t Aufgaben, die
Forderung des emeinwohls und der Gerechtigkeit. Be1 ZU el VO  3 UOrganen der Selbstverwaltung übernommen
allem Ausbau der öffentlichen Hılte bleibt die Verant- werden sollten un es dadurch VO  3 vielen Spannungen
wortung ZUr Selbsthilfe bestehen Es xibt einNne natürliche entlasten würden Bezüglich der Demokratie xibt An

Hilfeordnung die Familienglieder sind füreinander manche Mißverständnisse. In ıhrem Namen wird oft SC-
erst verpflichtet, die Kinder für ıhre alten Eltern, die ordert Allen das gleiche! Die Gerechtigkeit aber Ver-
Nachbarschaft ur den Nachbarn, erst annn kommt die langt Jedem das Seine! Die rein ormale Demokratie IMI

Organısıerte Hılfe der freien und der öffentlichen Für- der Tendenz, alles gleichzumachen, hat 1e] ZUr Zer-
Ze. Die Ööffentlichen Hilfen sollten die Kräfte der StOorung der Autorität beigetragen Demokratie heißtM Selbsthilfe stärken, ıcht dem Menschen die Selbstverant- ıcht Freiheit Ar  .. jeden ZUr hemmungslosen Kritik
wortung abnehmen. Die Vorstellung von Versor- allem Sıe 1ST vielmehr der Autfruf ZUuUr Miıtverantwortung
gungsstaat der Sıcherungen für alle Wechselfälle des un eine yroße Reite VOTAauUs. YSt recht stellen die

D Lebens garantıert, 1ST geradezu 1ne Ööftentliche Gefahr DC- hohen Aufgaben des Staates die Politiker un die In-
worden. Der Staat 1STt keine Betreuungs- und Wohlfahrts- haber der Staatsgewalt yroße sittliche Anforderungen. Sıe
anstalt, der Bürger mi1it allem Notwendigen ver- iInussen über Staat un Gesellschaft klare, auf dem Natur-

und Almosen S16 verteıilt, die ıhnen vorher ab- recht eruhende Grundsätze haben Es bedeutet wahreN g hat Dem einzelnen die EIBENEC Anstrengung Staatskunst, 7zwischen Eigenwohl un Gemeinwohl Z W 1-
der Selbsthilfe und Selbstverantwortung abnehmen ame schen Staatsautorität un: Achtung der Subsidiarität den
ZWAar der Trägheit und Verantwortungsscheu vieler Men- rechten Ausgleich finden Das erfordert 1Ne yroßeschen Es würde aber den Staat noch mehr über- Selbstdisziplin, VOTr allem gegenüber den Versuchungenlasten un die Abhängigkeit und Unfreiheit der Menschen der Macht Nıcht jeder, der die Hand nach der Politik
Nur vermehren. Das Kollektiv MI1t der Selbstver- und nach der Macht Staate ausstreckt, 1ST auf rund

a  IW  g auch den Wıllen ZUr Selbstbehauptung, die seiner NNeTenN Qualitäten dazu berufenKrafrt ZU Opfer, die Freiheit der persönlichen Entschei- In der Weihnachtsansprache 1944 über die wahre Demo-dung un das CIECNEC Gewissen. Der Versorgungsstaat VOTr- Iratie Sagt 1US XII „Da die Persönlichkeit, der Staatdirbt den Menschen seinem innersten Kern, macht iıhn
ureichten Beute des Kollektivismus. Und W I1Ie bald ıISE

un die Staatsgewalt MIt ıhren jeweiligen Rechten autf
der gleichen Grundlage ruhen, SIN  d S1C CN miteinanderAaus der totalen Sıcherung eine totale Gefährdung ZC-

worden. verbunden daß s1ie siıch gegense1t1 unferstutzen oder
keinenzugrunde richten Da diese absolute Ordnung

Haben 1LV nNun zuvrel oder ZUWENLG Staat“® andern Ursprung haben annn als persönlichen Gott,
Wır haben ein Zuviel Staatsaufgaben ein Zuwenig unsern Schöpfer, ergibt sich daraus: die Würde des

Hoheit, zuviel bürokratischen Apparat ZUWENIS Menschen besteht der Gottebenbildlichkeit, die Würde
des Staates der sittlichen, VOnNn (Sott gewollten Gemein-Staatsautorität für die hohen sittlichen _Aufgaben des

Staates, nämlıch das Gemeimnmwohl gegenüber den Finzel- schaft, die Wuürde der politischen Autorität der eıil-
nahme der Autorität (sottes .ınteressen, die Rechte der Schwächeren gegenüber den

Machtgruppen wahrzunehmen oder auch die Rechte der Nur die klare FEinsicht 1ı die Zıele, die Gott jeden
FEinzelnen gegenüber der Gemeinschaft schützen. (Ze< menschlichen Gesellschaft vorgezeichnet hat, verbunden

MI dem tiefen Gefühl für die erhabenen Pflichten dera rade dafür ı1ST notwendig, den Staat VO vielen nicht-
politischen Aufgaben entlasten. Die Aufgabe heißt die Söffentlichen Tätigkeit, annn diejenigen, denen die Gewalt
Staatstätigkeit einschränken und die Staatsautorität star- überantwortet ı1ST, die Lage versetzen, iıhre Aufgaben

[
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A n  RAges eb che oder ausüben GT Möge nserm Va r2AN! Zukunft ıe Deste
ant sbewuß erfüllen ... Fra ach dem Kräfte zusammenwirken, das Haus vollenden
moralischen Hochstand; der praktischen Brauchbarkeit, dem Volk i Ordnung un rıe € Freiheit

N#den geistigen Fähigkeiten der Abgeordneten ı Parlament Menschenwürde wohnen annn Wir 1aber wollen die
Nun$ des Apostels befolgen: „Verrichtet be] den Ööftent:ISt tür jedes olk demokratischer Herrschaft e1NEC Y

Frage, die über Leben und Tod Wohlstand un Verfall lichen Fürbitten Gebete un Danksagungen für alle Men
Aufstieg und ständigen Niedergang entscheidet. Darum schen, tür die Regierenden und Obrigkeiten, damıt WIr
muß jede gesetzgebende Körperschaft AUS Elite VO ein friedliches un ruhiges Leben tühren Gottes-
ännern bestehen. furcht un Ehrbarkeit!“ "Lım. Z
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Die Kirche den Ländern
D  Ka  .

Zur Lage der Kirche in Indien tumer ZuUur eıit der englischen Herrschaft noch für Mis
10Naife überhaupt arcn, seit iıhrer Eingliede-

Der gewaltige Subkontinent, der als Indische Union erst rung die Indische Union aber Freiheit ur die Missions-
SEITt WECNIESCH Jahren selbständigen Staat bildet, be- tätigkeıt gewähren. Doch auch für das übrige Indien
Andet siıch N Zustand der Unruhe, un: mMa  3 müßte glaubt Souza, daß in  3 für die Zukunft der Kirche
sıch selbst ruhigeren Weltepoche, wundern, Ernst nichts ürchten habe Er glaubt, daß die Re-
WeNn sıch die Konsolidierung mächtigen SICFUNg die durch die Konstitution garantıerte Religions-
Gebildes rascher vollzöge; 1U aber kommt allen treiheit wirklich wahren un durch ıhre Gerichtshöfe
Schwierigkeiten des Sicheinspielens. ı die Verhält- schützen wiırd Neue Dıözesen entstehen ständig (In der

noch die Umwälzung hinzu, die die Technik die Tat sind Anfang Oktober fünf NCUE indısche Kiırchen- Al  ÜVerflechtung aller Länder der Frde miteinander un die PFrOVINZCN durch Erhebung VOoONn fünf Diözesen den
marzxistische Propaganda der ganzecn Welt MITtC sıch Rang VO  ; Erzdiözesen gegründet worden: Ranchı, Nag-
gebracht haben un: bringen. Auch die Lage der cQhrist- PUTr, Haiderabad, Bangalore un: Madhuraıt. Sıe folgen
lıchen 1SS10N un der Kirche ı Indien 1St VO dieser weitgehend den Sprachgrenzen iınnerhalb Indiens. Dıe
Unruhe Indiens mitbetroffen. Eben darum 1ı1STt s für den .&  n{Diözese Belgaum wurde Neu errichtet.) Dıie Priesterberufe
Europäer schwer, sıch nach den Meldungen der MisSss10- sind zahlreich. (Indien besitzt auch sehr hohen
aAaic oder auch aut Grund kirchlicher Verlautbarungen Prozentsatz einheimischer Priester. Wiıe der Internatio-

ale Fidesdienst 78 November 1953 mitteıilte, werdeneC1InN zutreffendes Bild VO  — der Stellung der Kirche un
des Christentums un VOL allem VO  3 ıhren Zukunftsaus- VO den 65 Kirchensprengeln über 4.() VOoO Indern geleitet..
sichten machen: ohne den Hintergrund der halb sicht- Von den 5501 Priestern des Landes sind nahezu 4000

Inder twa 1600 Kandidaten, zuallermeıst Inder, be-bar, halb unterirdisch völlig ı Bewegung geratenen all-
indischen Verhältnisse annn iNnan die einzelnen reiten sıch den Großen Seminarıen un den Ordens-

Fakten leicht mißdeuten. Wır haben Junı dieses Jahres studienhäusern autf das Priestertum vor.) Kirchliche
(7 Jhg., ber die Schwierigkeıiten berichtet, Schulen, Kollegien und Wohltätigkeitsanstalten werden
denen siıch die Miıssıonare Indien etwa SeIt dem Aprıl von der Regierung unterstützt, auch solche, die 1eCUu A
dieses Jahres gegenübersehen. Die VO  } der indischen gründet werden, WI1C Z das Heilig-Geist-Spital i Neu-
Konstitution garantıerte Religionsfreiheit wird ıcht VO  3 Delhi Gewisse Schwierigkeiten aber ergeben sıch aus den
den Regierungenaller indischen Staaten (Proviınzen) schr besonderen indischen Verhältnissen.
respektiert. Der iındische Nationalismus sieht ı den AaUuUS-

ländischen Mıssıonaren Fremde, die den Geist Indiens Der Streiıt die Parıas
bedrohen. Es annn auch ein Z weiıtel SC1IN, daß sehr Dıie iındische Regierung hat den Parıas, der untersten
vielen Fällen, denen 65 Angriffen auf Christen kam Kaste der iındischen Bevölkerung, für 1ne bestimmte f  r
oder die Tätigkeit der Mıssıonen behindert wurde, kom- Anzahl Jahre 1ne Regierungsunterstützung agt.munistische Agitatıon dahintersteckt. Derartige Vorfälle 76 Miıllıonen VO 360 Millionen Einwohnern gehören Mhaben sıch sSeit dem Sommer wieder abgespielt. dieser Kaste Aus ihr kommt der größte 'eıl] der neu-
Auch S1Ie mMusSsen richtig vesehen werden. Dazu verhilft bekehrten Christen. Die Christen hatten bei der Aus-
ein Aufsatz, den D’Souza S J, Leıter des Sozial- arbeitung der indischen Verfassung erklärt, keine politi-
INSTITLUTS una un Mitglied des indischen Parlaments, <schen Privilegien, WIe Sıtze für die ZU Christentum

die holländische Wochenschrift De Lıinıe geschrie- bekehrten Parıas, der Nationalversammlung vVe_r-
Yben hat („De erk India De Linıie, 276 Sept langen. An wirtschaftliche Gesichtspunkte hatten SIC iıcht

gedacht. Während sıch Nu  —$ aber die wirtschaftliche LageDie unzweifelhaften Aktivposten der bekehrten Parıas ı keiner Weise andert und SIeE daher
D’Souza beginnt damıt, die gunstıigen Omente für En echt auf die versprochene Hıilfe hätten, stellen siıch E  D  e  erdie Lave un die Zukunft der Kırche der Indischen die Regierungen der melnsten indischen Staaten aufden

Union aufzuführen, weıl er der Meınung 1St daß man Standpunkt, SIC hätten keinen Anspruch mehr darauf, A  Vadiese gegenüber den unleugbaren Schwierigkeiten un denn da sie Christen geworden N, SIC eben keine f  r
Spannungen 7zwıschen Indien und der Kirche nıcht Parıas mehr. Die Folge davon IST, daß manche wenn

beachte un Zunächst einmal hat sıch MMITL der auch ıcht viele sıch wieder als Hindu ausgeben,
Gründung der Indischen Unıion schon allein der Raum die Hilfe erhalten, die S1E dringend haben NUn die Missıonen WEITET, weıl CIN1SC iındische Fürsten- Die rage 15 jedoch noch ıcht endgültig geregelt. Der
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